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Rechtsgrundlage

Planaufstellende Kommune

Übersichtskarte (Maßstab 1:100000)

Vorhabenträger

Entwurfsverfasser

Lagebezug:
Landkreis:
Gemarkung:

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom i. d. F. der
Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I. S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel
2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. I S. 2023 I Nr. 6)
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke/Baunutzungsverordnung
(BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Geset-zes vom 4. Januar 2023 (BGBl. I S. 2023 I Nr. 6)
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des
Planinhalts (PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990, zuletzt geändert durch Artikel 3 des
BaulandmobilisierungsG vom 14.06.2021 (BGBl. I, S. 1802)
Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.
November 2018, zuletzt geändert durch das Gesetz vom 9. Februar 2021 (GVBI. I/21, Nr. 5)
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Bebauungsplan

"Solarpark Stendell"

Vorentwurf

Blatt 1Projektbezeichnung:
Phase:

Solarpark Stendell
Vorentwurf

Planmaße:
Maßstab:

841 x 1189 mm DIN A0
1:2000

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

Planteil A
Planzeichenerklärung

I. zeichnerische Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 BauGB

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

sonstiges Sondergebiet (§ 11 BaunVO)

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 9 Abs. 2 BauGB, §§ 16-21a BauNVO)

GRZ 0,8 OK 4,0

Erläuterung der Nutzungsartenschablone

3. Bauweise, überbaubare Grundfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

Baugrenze

4. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 und Abs. 6 BauGB)

5. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 BauGB)

Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a BauGB)

6. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Bezeichnung der Maßnahme

II. Planunterlagen gemäß § 1 Abs. 2 PlanZV und sonstige Planzeichen ohne Normcharakter

Flurstücksgrenze Flurgrenze

         10/1 Flurstücksnummer Gemarkungsgrenze

geplante 380-KV-Leitung mit Schutzstreifen Höhenlinie

 III. Nachrichtliche Übernahmenn

gesetzlich geschütztes Biotop § 30 BNatSchG

Planteil B
Textliche Festsetzungen

I. Planungsrechtliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 BauGB i.V.m. §§ 1 und 11 BauNVO)

1.1. Sonstige Sondergebiete gem. § 11 BauNVO

1.1.1. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wird gemäß § 11 BauNVO ein sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
„PVA“ festgesetzt.

1.1.2. Im Sondergebiet „PVA“ sind gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 BauNVO folgende Anlagen und Nutzungen allgemein zulässig:
- Solarmodule für Photovoltaik mit Aufständerung als starre Anlage
- Gebäude für Transformatoren, Übergabe-/Verteilstationen
- Anlagen für Überwachungskameras
- untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen zum Betrieb und zur Wartung der Anlage
- die für die Erschließung der Anlage erforderlichen Ver- und Entsorgungsleitungen
- Zuwegungen und innere Erschließungen
- Einfriedung durch einen Zaun sowie Toranlagen
- Löschwasserteiche/-brunnen oder Zisternen

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 BauGB i.V.m. §§ 1 und 16 ff. BauNVO)

2.1. Die maximale Grundflächenzahl ist für das SO „PVA“ auf 0,8 festgesetzt. Die für die Ermittlung der zulässigen Grundfläche
maßgebende Fläche ist die Fläche des Geltungsbereichs. Eine Überschreitung der Grundflächenzahl gem. § 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO
wird ausgeschlossen.

2.2. Der Abstand der Modulunterkanten zur jeweils anstehenden Geländeoberkante muss mindestens 0,7 m betragen.

2.3. Die Höhe der Oberkante baulicher Anlagen im SO „PVA“ ist auf maximal 4 m festgesetzt. Unterer Bezugspunkt ist jeweils der
nächste eingetragene Höhenpunkt gemäß Planeinschrieb.

2.4. Die Höhe der Trafoanlagen ist bis max. 5 m über Geländehöhe zulässig.

2.5. Die festgesetzte maximal zulässige Gesamthöhe baulicher Anlagen darf von untergeordneten technischen Anlagen oder Aufbauten
(z.B. Antennen, Klima- und Lüftungsanlagen, Siloanlagen, Schornsteine, Blitzschutzanlagen u.ä.) bis zu einer Höhe von 12 m über
dem Höhenbezugspunkt überschritten werden, wenn die technische Gebäudeausrüstung dies erfordert. Die technischen Anlagen
dürfen dabei einen Flächenanteil von maximal 10 % der Dachfläche nicht überschreiten.

3. Grünordnerische Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, Nr. 25a und Nr. 25b)

3.1. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

3.1.1. Einfriedungen der Gesamtanlage sind so zu gestalten, dass diese 10 cm über dem Boden offengehalten werden.

3.1.2. Die Flächen unter und zwischen den Photovoltaikmodulreihen und die gehölzfreien Flächen außerhalb der Baugrenzen sind
als extensive Grünflächen zu entwickeln. Die Flächen sind entweder zwei- bis dreimal pro Jahr zu mähen oder zu beweiden.

3.2. Bindungen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

3.2.1. Auf der mit G1 bezeichnete Fläche wird eine Maßnahme zur Anlage eines Wildtierkorridors festgesetzt. Auf einer Fläche von
0,55 ha mit einer Breite von mind. 30 m wird als Zugangsmöglichkeit zu einem bestehenden geschützten Biotop (temporäres
Kleingewässer) ein Wildkorridor entwickelt und erhalten. Der Korridor wird von einer Umzäunung ausgenommen.

3.2.2. Auf der mit G2 bezeichnete Fläche wird eine Maßnahme zur Anlage eines Wildtierkorridors festgesetzt. Auf einer Fläche von
ca. 2 ha mit einer Breite von ca. 50 m wird als Querungsmöglichkeit von West nach Ost ein Wildkorridor entwickelt und
erhalten. Der Korridor wird von einer Umzäunung ausgenommen.

3.3. Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern (§
9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

3.3.1. Auf der mit G3 bezeichneten Fläche wird eine Maßnahme zum Erhalt von Feldgehölzen und Baumreihen festgesetzt. Die
bestehenden Bäume und Sträucher sind zu erhalten und bei Abgängigkeit mit standortheimischen Laubgehölzen zu ersetzen.

3.3.2. Auf der mit G4 bezeichneten Fläche wird eine Maßnahme zum Erhalt eines gesetzlich geschützten Biotops (temporäres
Kleingewässer) festgesetzt. Die bestehenden Bäume und Sträucher sind zu erhalten.

 II. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 87 BbgBO)

4. Einfriedungen

4.1. Zur Sicherung des Objektes vor unbefugtem Zutritt ist die Photovoltaikanlage einzufrieden. Einfriedungen sind auch außerhalb der
Baugrenze zulässig. Die Gesamthöhe der Einfriedung darf maximal 2,50 m über Geländeniveau betragen und muss einen
Bodenabstand von mindestens 10 cm (Durchlass für Kleintiere) aufweisen. Sie ist als Maschendraht-, Industrie- bzw. Stahlgitterzaun
auszuführen.

 III. Hinweise

Bodendenkmale: Veränderungen und Teilzerstörungen an Bodendenkmalen bedürfen einer denkmalrechtlichen
Erlaubnis/Baugenehmigung. Diese ist bei der unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen.
Auf die Einhaltung der gesetzlichen Meldepflicht und die Erhaltungspflicht gemäß § 7 Abs. 1 BbgDSchG im Falle unerwartet freigelegter
archäologischer Funde oder Befunde wird hingewiesen.

Altlasten: Sollten bei Bodenuntersuchungen, chemischen Analysen u.a. Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten
(Auftreten von Fremdstoffen, Auffälligkeiten durch Farbe, und/oder Geruch) festgestellt werden, sind die Arbeiten in dem betroffenen
Bereich sofort einzustellen und das Umweltamt unverzüglich und unaufgefordert zu informieren.

Artenschutz: Die Vorgaben zum allgemeinen und besonderen Artenschutzrecht gem. § 39 und § 44 BNatSchG sind zu berücksichtigen.
Gehölze dürfen ohne gesonderte Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde nur in der Zeit vom 01.10. bis 29.02. beseitigt werden.
In Verbindung mit Baufeldfreimachungen, Fällungen/Rodungen, Gebäudesanierung oder -abbruch sind im Vorfeld der Arbeiten Gehölze
und Gebäude einschließlich Keller auf Brut-, Nist- und Lebensstätten zu überprüfen. Das Ergebnis ist der unteren Naturschutzbehörde
mitzuteilen und im Falle des Auffindens von Nist- und Lebensstätten die weitere Vorgehensweise abzustimmen.

Gehölzschutzverordnung: Sämtliche Gehölze innerhalb des Geltungsbereiches, sowie durch Baumaßnahmen im Zuge der Umsetzung des
Bebauungsplanes potenziell gefährdete Gehölze im Randbereich des Geltungsbereiches, sind gemäß der Baumschutzsatzung der Stadt
Schwedt/Oder (1. Januar 2011) zu schützen.

Waldabstand: Die als Sonstige Sondergebiete festgesetzten Flächen sind teilweise von Waldflächen umgeben. In Brandenburg wird ein
Abstand baulicher Anlagen zum Wald nicht gesetzlich geregelt. Zum Schutz der Natur und aus Brandschutzmaßnahmen wird in der
Planung ein Abstand von mind. 15 m entlang der Waldbestockung eingehalten.

maximal zulässige
Grundflächenzahl (GRZ)

Höhe der Oberkante
baulicher Anlagen in Meter über
Geländehöhe

Art der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl (GRZ) Höhe bauliche Anlagen
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